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Bericht' 

des Ausschusses für soziale Verwaltung 

über' die Regierungsvorlage (664 der Beila­
gen): Bundesgesetz, mit dem das Gleichbe­

handlungsgesetz geändert wird 

Das am 1. Juli 1979 in Kraft getretene Gleichbe­
handlungsgesetz ist ausschließlich auf die Gleichbe­
handlung von Mann und Frau bei der Festsetzung 
des' Entgelts abgestimmt. Da die Diskriminierung 
bei der Entgeltfestsetzung jedoch nur eine von 
mehreren Möglichkeiten der Diskriminierung im 
Arbeitsleben ist, sieht die gegenständliche Regie­
rungsvorlage eine Erweiterung des Gleichbehand­
lungsgebotes auf freiwillige Sozialleistungen, die 
kein Entgelt darstellen, sowie auf betriebliche Aus­
und Weiterbildungsmaßnahmen vor. Weiters soll 
die geschiechtsspezifische Stellenausschreibung ver­
boten werden. Schließlich soll bei Vorliegen der 
Vermutung der Nichteinhaltung des Gleichbehand­
lungsgebotes die Betriebe verpflichtet sein, der 
Gleichbehandlungskommission auf Verlangen 
einen Bericht zu erstatten. Außerdem sieht die 
Regierungsvorlage vor, daß in den Richtlinien über 
die Vergabe von Bundesforderungen die Berück­
sichtigung des Gleichbehandlungsgesetzes festge­
legt wird. Außerdem soll ein Vertreter des Bundes­
ministeriums für Handel, Gewerbe und Industrie 
bei Beratungen der Gleichbehandlungskommission 
über Förderungsrichtlinien und Maßnahmen dieses 
Bundesministeriums den Beratungen beigezogen 
werden. 

Traxler, Dr. Ettmayer, Dr. Helene Par­
t i k - P abi e und Ruh alt i n ger sowie der 
Bundesminister für soziale Verwaltung D a II i n -
ger beteiligten, wurde von den Abgeordneten 
Gabrielle T r a x I e rund Dr. Helene Par t i k -
P abi e ein gemeinsamer Abänderungsantrag 
betreffend § 3 Abs. 4 (Art. I Z 6 lit. a der Regie­
rungsvorlage) des Gleichbehandlungsgesetzes 
gestellt. Durch diesen Abänderungsantrag soll 
erreicht werden, daß bei Beratungen der Gleichbe­
handlungskommission über Förderungsrichtlinien 
oder FörderuJ?gsmaßnahmen eines Bundesministe­
riums jeweils ein Vertreter des betreffenden Bun­
desministeriums zugezogen wird. In der Regie­
rungsvorlage war diese Bestimmung ausschließlich 
auf Förderurigen durch das Bundesministerium für 
Handel, Gewerbe und Industrie bzw. auf die Teil~ 
nahme eines Vertreters dieses Ministeriums abge­
stellt. 

Bei der Abstimmung wurde der vorliegende 
Gesetzentwurf unter Berücksichtigung des ober­
wähnten Abänderungsantrages der Abgeordneten 
Gabrielle T r a x I e rund Dr. Helene Par t i k -
P abi e einstimmig angenommen. Weiters stellte 
der Ausschuß einstimmig fest, daß er davon aus­
geht, daß die Grundsätze des Gleichbehandlungs­
gesetzes, auch wenn sie formal für die Gebietskör­
perschaften nicht gelten, auch von diesen beachtet 
werden. -

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Ausschuß 
für soziale Verwaltung somit den A n t rag, der 
Nationalrat wolle dem an g es chi 0 s sen e n Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat die 

gegenständliche Vorlage in seiner Sitzung vom 
18.Juni 1985 in Verhandlung genommen. In der 
Debatte, an der sich die Abgeordneten Dr. Marga 
Hub i n e k, Dkfm. Dr. S turn mv 0 11, Gabrielle 

. '. G e set zen t w u r f die verfassungsmäßige /. 
Zustimmung erteilen. 

Renner 

Berichterstatter 

Wien, 1985 06 18 

Hesoun 

Obmann 
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2 671 der Beilagen 

Bundesgesetz vom xxxxxxxx, mit dem 
das Gleichbehandlungsgesetz geändert wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das· Gleichbehandlungsgesetz, BGBI. Nr. 1081 
1979, wird wie folgt geändert: 

1. Der Titel des Bundesgesetzes vom 23. Feber 
1979, BGBI. Nr. 108, hat zu lauten wie folgt: 

"Bundesgesetz über die Gleichbehandlung von 
Frau und Mann im Arbeitsleben (Gleichbehand-

lungsgesetz )". . 

2. § 1 Abs. 2 Z 1 hat zu lauten wie folgt: 
,,1. der land- und forstwirtschaftlichen Arbeiter 

im Sinne des Landarbeitsgesetzes 1984, 
BGBI. Nr. 287;" 

t § 2 samt Überschrift hat zu lauten wie folgt: 

"Gleichbehandlungsgebot 

§ 2. (1) Auf Grund des Geschlechtes darf nie­
mand 

1. bei der Festsetzung des Entgelts, 
2. bei der Gewährung freiwilliger Sozialleistun­

gen, die kein Entgelt darstellen und 
3. bei Maßnahmen der Aus- und Weiterbildung 

auf betrieblicher Ebene 
diskriminiert werden; Diskriminierung ist jede 
benachteiligende Differenzierung, die ohne sachli­
che Rechtfertigung vorgenommen wird. 

(2) Der Arbeitgeber darf einen Arbeitsplatz 
weder öffentlich noch innerhalb des Betriebes 
(Unternehmens) nur für Männer oder nur für 
Frauen ausschreiben oder durch Dritte ausschrei­
ben lassen, es sei denn, ein bestimmtes Geschlecht 
ist unverzichtbare Voraussetzung für die Ausübung 
der vorgesehenen Tätigkeit. Die Ausschreibung 
darf auch keine zusätzlichen Anmerkungen enthal­
ten, die auf ein bestimmtes Geschlecht schließen 
lassen." 

4. Nach § 2 ist folgender § 2 a samt Überschrift 
einzufügen: 

"Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes bei 
Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen 

§ 2 a. Der Arbeitnehmer kann die Verletzung des 
Gleichbehandlungsgebotes bei Maßnahmen der 
Aus- und Weiterbildung im Wege ~iner Feststel­
lungsklage oder durch Anrufung der Gleichbe­
handlungskommission geltend machen. Wurde die 
Verletzung dieses Gleichbehandlungsgebotes durch 
das Gericht festgestellt, so ist der Arbeitnehmer auf 
Verlangen in die entsprechenden betrieblichen Aus­
und Weiterbildungsmaßnahmen einzubeziehen." 

5. Nach dem neuen § 2a ist folgender § 2 b samt 
Übersch~ift einzufügen:· 

"Förderungsmaßnahmen 
\ . 

§ 2 b. Die Richtlinien über die Vergabe von För-
derungendes Bundes für Unternehmen haben För­
derungen nur für Unternehmen vorzusehen, die 
das Gleichbehandlungsgesetz beachten und den 
Aufträgen der Gleichbehandlungskommission 
nachkommen." 

6. a) Im § 3 ist ein neuer Abs. 4 einzufügen, der 
~u lauten hat: 

,,(4) Bilden Förderungsrichtlinien oder Förde­
rungsmaßnahmen (§ 2 b) eines Bundesministeriums 
den Gegenstand der Beratungen der Kommission, 
so hat dieser als weiteres Mitglied ein Vertreter des 
betreffenden Bundesministeriums anzugehören." 

b) Die bisherigen Abs. 4 .und 5 des § 3 erhalten 
die Bezeichnung ,,(5)" und ,,(6)". 

7. § 4 hat zu lauten wie folgt: 

,,§ 4. Die Kommission hat sich mit allen die Dis­
kriminierung (§ 2) berührenden Fragen und mit 
Verstößen gegen die Beachtung des Gleichbehand­
lungsgebotes regelnde Förderungsrichtlinien zu 
befassen." 

8. In § 5 Abs. 1 sind die Worte "Diskriminierung 
bei der Entgeltfestsetzung" durch die Worte "Ver­
letzung des Gleichbehandlungsgebotes" zu erset­
zen. 
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671 der Beilagen 3 

9. §6 Abs. 3 erster Satz hat zu lauten wie folgt: 

"Kommt der Arbeitgeber diesem Auftrag innerhalb 
eines Monats nicht nach, so kann jede der in §, 3 
Abs. 3 Z 1 bis 4 genannten Interessenvertretungen 
beim zuständigen Arbeitsgericht auf Feststellung 
der Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes (§ 2) 
klagen; die Frist verlängert sich im Falle der Verlet-
zung des Gleichbehandlungsgebotes gemäß § 2 
Abs. 1 Z 1 bis zum Ende des Entgeltzahlungszeit­
raumes, wenn dieser länger als einen Monat dau­
ert." 

10. Nach § 6 ist folgender § 6 a samt Überschrift 
einzufügen: 

"Verpflichtung zur Berichtslegung 

§ 6 a. (1) Ergibt sich auf Grund einer Mitteilung 
eines Antragsberechtigten gemäß § 6 Abs. 1, in der 
die behaupteten Umstände glaubhaft zu machen 
sind" die Vermutung der Nichteinhaltung des 

'Gleichbehandlungsgebotes, so hat der Arbeitgeber 
der Kommission auf Verlangen einen schriftlichen 
Bericht zu erstatten. Dieser hat für die von der Ver­
mutung betroffenen Betriebsbereiche unter 
Bedachtnahme auf die vermutete Nichteinhaltung 
des Gleichbehandlungsgebotes durch zahlenmäßige 
Aufgliederung einen Vergleich der Beschäftigungs­
bedingungen, der Aus- und Weiterbildungsmaß-, 
nahmen sowie der Aufstiegsmöglichkeiten von 
Frauen und Mannern im Betrieb zu ermöglichen. 
Erforderlichenfalls hat der Bericht auch Aufschluß 
zu geben über den Zusammenhang zwischen den 
Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen und den Auf­
stiegsmöglichkeiten. 

(2) Ein solcher Bericht kann im Falle einer von 
der Kommission festgestellten Verletzung des 
Gleichbehandlungsgebotes für ein oder mehrere 
Folgejahre verlangt werden. 

(3) Die Gleichbehandlungskommission kann auf 
Grund der Berichte Gutachten (§ 5) über die Erfül­
lung des Gleichbehandlungsgebotes im Betrieb 
erstellen. 

(4) Kommt der Arbeitgeber der Verpflichtung 
nach Abs. 1 und 2 nicht nach, so hat die Kommis­
sion diesen Umstand in den Amtlichen Nachrichten 
des Bundesministeriums für soziale Verwaltung zu 
verlautbaren." 

11. (Grundsatzbestimmung) 

Der H. Teil (Einleitung und §§ 11 bis 20) hat wie 
folgt zu lauten: 

"H. TEIL 

Für die Regelung der Gleichbehandlung von 
Frau und Mann im Arbeitsleben in der Land- und 
Forstwirtschaft werden gemäß Art. 12 Abs. 1 Z 6 
des Bundes-Verfassungsgesetzes die folgenden 
Grundsätze aufgestellt: 

Geltungsbereich 

§ 11. Die Bestimmungen des H. Teiles gelten für 
Arbeitsverhältnisse der land- und forstwirtschaftli­
chen Arbeiter im Sinne des Landarbeitsgesetzes 
1984, BGB\. Nr. 287. 

Gleichbehandlungsgebot 

§ 12. (1) Bei der Festsetzung des Entgelts, bei der 
Gewährung freiwilliger Sozialleistungen, die kein 
Entgelt darstellen, sowie bei Maßnahmen der Aus­
und Weiterbildung auf betrieblicher Ebene darf 
niemand auf Grund des Geschlechtes diskriminiert 
werden; Diskriminierung ist jede benachteiligende 
Differenzierung, ,die ohne sachliche Rechtfertigung 
vorgenommen wird. 

(2) Der Arbeitgeber darf einen Arbeitsplatz 
weder öffentlich noch innerhalb des Betriebes 
(Unternehmens) nur für Männer oder nur für 
Frauen ausschreiben oder durch Dritte ausschrei­
ben lassen, es sei denn, ein bestimmtes Geschlecht 
ist unverzichtbare Voraussetzung für die Ausübung 
der vorgesehenen Tätigkeit. Die Ausschreibung 
darf auch keine zusätzlichen Anmerkungen enthal­
ten, die auf ein bestimmtes Geschlecht schließen 
lassen. 

Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes bei Aus­
und Weiterbildungsmaßnahmen 

§ 13. Der Arbeitnehmer kann die Verletzung des 
Gleichbehandlungsgebotes bei Maßnahmen, der 
Aus- und Weiterbildung im Wege einer Feststel­
lungsklage oder durch Anrufung einer durch die 
Landesgesetzgebung errichteten Kommission gel­
tend machen. Wurde die Verletzung dieses Gleich­
behandlungsgebotes durch das, Gericht festgestellt, 
so ist der Arbeitnehmer auf Verlangen in die ent­
sprechenden betrieblichen Aus- und Weiterbil­
dungsmaßnahmen einzubeziehen. 

Aufgab~n einer Gleichbehandlungskommission 

§ 14. (1) Soweit die Landesgesetzgebung eine 
Gleichbehandlungskommission vorsieht, hat sich 
diese mit allen die Diskriminierung im Sinne des 
§ 12 berührenden Fragen zu befassen. 

(2) Die Kommission kann Gutachten über Fra­
gen der Diskriminierung im Sinne des § 12 erstat­
ten. Gutachten sind insbesondere bei Verletzung 
des Gleichbehandlungsgebotes durch Regelungen 
der kollektiven Rechtsgestaltung zu erstatten. 

§ 15. (1) Die Kommission kann im Einzelfall 
prüfen, ob eine Verletzung des Gleichbehandlungs­
gebotes vorliegt. Stellt die Kommission eine Verlet­
zung des Gleichbehandlungsgebotes fest, so kann 
sie den Arbeitgeber davon benachrichtigen und ihn 
zur Beendigung der Diskriminierung auffordern. 

671 der Beilagen XVI. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 3 von 4

www.parlament.gv.at



4 671 der Beilagen 

(2) Kommt der Arbeitgeber der Aufforderung 
der Kommission nicht nach, so können die zustän­
digen kollektivvertragsfähigen . Körperschaften die 
gerichtliche Feststellung der Verletzung des Gleich~ 
behandlungsgebotes begehren. 

(3) Die Kommission kann im Falle einer Vermu­
tung der Verletzung des. Gleichbehandlungsgebotes 
den Arbeitgeber zur Erstattung eines schriftlichen 
Berichtes auffordern. Der Bericht hat alle zur Beur­
teilung der Einhaltung des Gleichbehandlungsge­
botes notwendigen Angaben zu enthalten. 

§ 16. Die Landesgesetzgebung kann vorsehen, 
daß die Kommission ihre Gutachten sowie rechts­
kräftige Urteile, die Verletzungen des Gleichbe­
handlungsgebotes feststellen, in einem Publika­
tionsorgan des Landes zu veröffentlichen hat. 
Diese Veröffentlichung kann auch im Falle der 
Nichtbeachtung der Aufforderung gemäß § 15 
Abs. 3 durch den Arbeitgeber vorgesehen werden. 

§ 17. Die Arbeitgeber und alle Beschäftigten der 
betroffenen Betriebe sind durch die Landesgesetz­
gebung zu verpflichten, einer Gleichbehandlungs­
kommission die für die Durchführung ihrer Aufga­
ben erforderlichen Auskünfte zu erteilen." 

Artikel 11 
Schlußbestimmungen 

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juli 1985 in 
Kraft. 

(2) Verordnungen auf Grund des Art. I Z Ibis 
10 dieses Bundesgesetzes können bereits von dem 
seiner Kundmachung folgenden Tag .an erlassen 
werden. Diese Verordnungen dürfen frühestens mit 
1. Juli 1985 in Kraft gesetzt werden. ) 

(3) Mit derVollziehung des Art. I Z 1 bis 3; 6 bis 
8 und 10 dieses Bundesgesetzes ist der Bundesmini­
ster für soziale Verwaltung, hinsichtlich der Z 4 der 
Bundesminister für Justiz und der Bundesminister 
für soziale Verwaltung, hinsichtlich der Z 5 der 
jeweils für die Förderungen zuständige Bundesmi­
nister und hinsichtlich der Z 9 der Bundesminister 
für Justiz betraut. 

(4) Die Ausführungsgesetze der Bundesländer zu 
den Grundsätzen in Art. I Z 11 sind bis längstens 
1. April 1986 zu erlassen. 

(5) Mit der Wahrnehmung der dem Bund nach 
Art. 15 Abs. 8 des Bundes-Verfassungsgesetzes hin­
sichtlich des Art. I Z 11 zustehenden Rechte ist der 
Bundesminister für soziale Verwaltung, hinsichtlich 
des Art. I Z 11 (§§ 13 und 15 Ahs. 2) der Bundesmi­
nister für Justiz, betraut. 
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